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in der Verstromung und zur Änderung des Atomgesetzes 

A. Zielsetzung 

Der „Jahrhundertvertrag" zur Sicherung unserer Elektrizitätsver-
sorgung durch angemessenen Einsatz deutscher Steinkohle läuft 

zum Ende 1995 aus. Für 1995 ist der Ausgleichsabgabesatz 
festzulegen. Die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung erfordert 
auch in der Zeit danach einen angemessenen Beitrag der deut-
schen Steinkohle. Die hierzu erforderlichen finanziellen Leistun-
gen sollen für die Zeit bis zum Jahre 2000 gesetzlich geregelt und 

für die fünf Jahre danach gesetzlich bereits jetzt in Aussicht gestellt 
werden. 

Für künftige Kernkraftwerke soll ein zusätzliches Sicherheitsziel 
— einschneidende Maßnahmen zum Schutz vor der schädlichen 
Wirkung ionisierender Strahlen außerhalb der Anlage nicht erfor-
derlich — eingeführt werden. 

Bei der Entsorgung soll die Gleichrangigkeit der schadlosen 
Verwertung und der geordneten Beseitigung radioaktiver Rest-
stoffe festgelegt werden. 

B. Lösung 

Für das Kalenderjahr 1995 wird der Prozentsatz der Ausgleichsab-
gabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz auf 8,50 vom Hundert 

festgelegt und der Kreditrahmen des Verstromungsfonds auf sechs 
Milliarden Deutsche Mark erhöht. 

Für die Jahre 1996 bis 2005 wird ein angemessener Beitrag 
deutscher Steinkohle zur Erzeugung von elektrischer Energie und 
Fernwärme in Kraftwerken gewährleistet. Hierzu wird den Berg-
bauunternehmen im Jahre 1996 ein Finanzplafond von insgesamt 
siebeneinhalb Milliarden Deutsche Mark und in den Jahren 1997 

bis 2000 von jeweils insgesamt sieben Milliarden Deutsche Mark 
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pro Jahr zur Verfügung gestellt. Die Finanzierung der Steinkohle-
verstromung für den Zeitraum 2001 bis 2005 wird rechtzeitig 
festgelegt; dabei werden die Finanzplafonds weiter zurückge-

führt. 

Für das Jahr 1996 wird durch dieses Gesetz ein unselbständiges 
Sondervermögen des Bundes gebildet, dessen Mittel durch eine 
Verstromungsabgabe der Stromwirtschaft in Höhe von 8,50 vom 

Hundert aufgebracht werden. Aus den Mitteln des Sondervermö-
gens wird der Absatz deutscher Steinkohle für den Einsatz in 

Kraftwerken bezuschußt. 

Das Finanzierungssystem für die Bereitstellung der Verstromungs-

hilfen in den Jahren 1997 bis 2000 wird durch gesondertes Gesetz 
geregelt. 

Für künftige Kernkraftwerke wird das zusätzliche Sicherheitsziel 

als weitere Risikovorsorgemaßnahme bei Sicherung des Bestands-
schutzes für bestehende Anlagen festgeschrieben. 

Bei der Entsorgung wird neben der schadlosen Verwertung die 
geordnete Beseitigung (Direkte Endlagerung) als gleichrangige 
Option eröffnet. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Maßnahmen nach Artikel 1 lösen unmittelbar keine Kosten 
aus. 

Durch die in Artikel 2 vorgesehene Erstreckung der Verstromungs-
abgabe auf das gesamte Bundesgebiet werden sich die Strompreise 
in den neuen Bundesländern um den jeweiligen länderspezifi-
schen Abgabensatz erhöhen. Für einen durchschnittlichen Vier-
Personen-Haushalt liegt die durch die Abgabe bedingte Mehrbe-
lastung im Jahre 1996 voraussichtlich bei rund einhundertfünf 
Deutsche Mark im Jahr. Für industrielle Stromverbraucher in den 
neuen Bundesländern beträgt die Mehrbelastung durchschnittlich 
1,5 Pfennige je Kilowattstunde. Hierdurch bedingte Erhöhungen 
der Produktpreise variieren je nach Stromkostenanteil und lassen 
sich im einzelnen nicht quantifizieren. 
In den alten Bundesländern ergeben sich bei einem gegenüber 
1994 unveränderten durchschnittlichen Abgabensatz in Höhe von 
8,50 vom Hundert keine zusätzlichen Strompreiserhöhungen aus 
den Festlegungen der Abgabensätze für die Jahre 1995 und 1996 in 
den Artikeln 2 und 3. Im Jahre 1996 werden in den alten 
Bundesländern durch die Umstellung des Zuschußsystems, insbe-
sondere den Wegfall des Selbstbehaltes der steinkohleverstromen-
den Kraftwirtschaft, die Stromkosten um durchschnittlich rund 
0,6 Pfennig je Kilowattstunde sinken. Dies soll an die Stromver-
braucher weitergegeben werden. Die Auswirkungen auf die Preise 
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der erzeugten Produkte werden  je  nach Stromkostenanteil unter-

schiedlich sein und sind im einzelnen nicht bezifferbar. 

Bund, Länder und Gemeinden sind von den Abgabenbelastungen 
gemäß den Artikeln 2 und 3 als Stromverbraucher betroffen. 
Insgesamt lassen sich wegen der unterschiedlichen Entwicklung 
die Auswirkungen der Neuregelungen auf das Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, nicht abschätzen. 

Durch die Änderung des Atomgesetzes entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (422) — 630 07 — Ve 50/94 
Bonn, den 25. Februar 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Sicherung des Einsatzes von Steinkohle in der Verstromung und zur 
Änderung des Atomgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gemeinsam erstellt 
worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 665. Sitzung am 4. Februar 1994 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht-
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6908 

Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des Einsatzes von Steinkohle 
in der Verstromung und zur Änderung des Atomgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Sicherung des Einsatzes 
von Steinkohle in der Verstromung 

in den Jahren 1996 bis 2005 

§ 1 

Zielsetzung 

In den Jahren 1996 bis 2005 soll ein angemessener 
Beitrag deutscher Steinkohle zur Erzeugung von elek-
trischer Energie und Fernwärme in Kraftwerken 
gewährleistet werden. 

§2 

Finanzierung des Steinkohleeinsatzes 
zur Verstromung 
im Jahre 1996 

Im Jahre 1996 wird den Bergbauunternehmen ein 
Finanzplafond von insgesamt siebeneinhalb Milliar-
den Deutsche Mark zur Verfügung gestellt. Hierfür 
wird durch Gesetz ein unselbständiges Sondervermö-
gen des Bundes gebildet, dessen Mittel durch eine 
Abgabe aufgebracht werden. 

§3 

Finanzierung des Steinkohleeinsatzes 
im Zusammenhang mit der Verstromung 

in den Jahren 1997 bis 2005 

(1) In den Jahren 1997 bis 2000 werden den Berg-
bauunternehmen Finanzplafonds von insgesamt sie-
ben Milliarden Deutsche Mark pro Jahr zur Verfü-
gung gestellt. Die Art  der Mittelbeschaffung wird 
durch Gesetz geregelt. 

(2) Die Finanzierung der Steinkohleverstromung für 
den Zeitraum 2001 bis 2005 wird rechtzeitig festge-
legt. Dabei werden die Finanzplafonds weiter zurück-
geführt. 

Artikel 2 

Gesetz zur Steinkohleverstromung im Jahre 1996 
— Viertes Verstromungsgesetz — 

§ 1 

Zweck, Verstromungsfonds, Finanzplafond 

(1) Im Interesse der Sicherheit der Elektrizitätsver-
sorgung im Jahre 1996 soll ein angemessener Anteil 
deutscher Steinkohle an  der Erzeugung von elektri-
scher Energie und Fernwärme in Kraftwerken 
gewährleistet werden. 

(2) Zu diesem Zweck wird ein unselbständiges 
Sondervermögen des Bundes mit dem Namen „Stein-
kohleverstromungsfonds 1996" gebildet. Das Sonder-
vermögen wird vom Bundesamt für Wi rtschaft (Bun-
desamt) verwaltet. Es ist vom übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkeiten 
getrennt zu halten. Für die Verbindlichkeiten des 
Fonds haftet der Bund. 

(3) Aus den Mitteln des Sondervermögens wird den 
Bergbauunternehmen ein Finanzplafond in Höhe von 
insgesamt siebeneinhalb Milliarden Deutsche Mark 
zur Verfügung gestellt, um ihnen im Jahre 1996 den 
Absatz deutscher Steinkohle zur Verstromung zu 
ermöglichen. Außer für den in Satz 1 genannten 
Zweck sowie für die Tilgung und Verzinsung von 
Krediten nach § 2 Abs. 3 darf das Sondervermögen nur 
für die Kosten der Verwaltung des Fonds verwendet 
werden. 

§2 

Verwaltung des Steinkohleverstromungsfonds 1996 

(1) Der Steinkohleverstromungsfonds 1996 ist ein 
Sondervermögen im Sinne von Artikel 110 Abs. 1 und 
Artikel 115 Abs. 2 des Grundgesetzes; Artikel 115 
Abs. 1 des Grundgesetzes findet auf dieses Sonderver-
mögen keine Anwendung. Auf das Sondervermögen 
sind die §§ 1 und 25 der Bundeshaushaltsordnung 
nicht anzuwenden. 

(2) Das Bundesamt hat einen Wirtschaftsplan aufzu-
stellen, der der Genehmigung des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft bedarf. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft hat dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat im Laufe des Jahres 1997 zur Entlastung 
gesondert Rechnung zu legen. 

(3) Das Bundesamt wird als Verwalter des Sonder-
vermögens ermächtigt, mit Einwilligung des Bundes- 
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ministeriums der Finanzen Kredite zur Aufrechterhal-
tung der Zahlungsfähigkeit des Sondervermögens bis 
zur Gesamthöhe von zwei Milliarden Deutsche Mark 
aufzunehmen. Bis zu dieser Höhe kann die Ermächti-
gung wiederholt in Anspruch genommen werden. Die 
Kreditaufnahme erfolgt durch die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen und 
Schatzwechseln nach den in § 20 Abs. 2 des Bundes-
bankgesetzes vorgesehenen Verfahren oder durch 
Aufnahme von Darlehen gegen Schuldschein. Die 
Schuldurkunden des Fonds stehen den Schuldurkun-
den des Bundes gleich. Die Schuldurkunden werden 
durch die Bundesschuldenverwaltung ausgefertigt. 
Die Kredite werden aus Mitteln des Sondervermögens 
verzinst und getilgt. Die Abwicklung von Überschüs-
sen und Verbindlichkeiten des Sondervermögens 
wird durch Gesetz geregelt. Für die Verwaltung der 
Schulden des Sondervermögens gelten die Vorschrif-
ten über die Verwaltung der Bundesschuld entspre-
chend. 

(4) Der Fonds ist nicht rechtsfähig. Er kann unter 
seinem Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr han-
deln, klagen und verklagt werden. 

§3  

Zuschüsse an Bergbauunternehmen  

(1) Das Bundesamt gewährt auf der Grundlage von 
Bewilligungsbescheiden Zuschüsse an die Bergbau-
unternehmen zum Absatz deutscher Steinkohle im 
Jahre 1996 für den Einsatz in Kraftwerken im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. 

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft legt nach 
Anhörung der Bergbauunternehmen die Aufteilung 
des in § 1 Abs. 3 genannten Finanzplafonds auf die 
einzelnen Bergbauunternehmen fest. 

(3) Die Bergbauunternehmen haben gegenüber 
dem Bundesamt durch Nachweis der im Jahre 1996 an 
Kraftwerke abgesetzten Mengen die zweckgerichtete 
Verwendung der ihnen zugewiesenen Plafondbe-
träge zu belegen. Der durchschnittliche Subventions-
satz in Deutscher Mark pro Tonne Steinkohleeinhei-
ten für die gelieferten Mengen darf den Unterschieds-
betrag in Deutscher Mark pro Tonne Steinkohleein-
heiten zwischen den durchschnittlichen Produktions-
kosten des jeweiligen Bergbauunternehmens und 
dem Preis für Drittlandskohle nicht übersteigen. Zah-
lungen über den nach Absatz 2 für das einzelne 
Bergbauunternehmen festgelegten Teilplafond hin-
aus werden nicht geleistet. Nicht für den Steinkohle-
absatz an Kraftwerke verwendete Mittel sind von den 
Bergbauunternehmen an  das Bundesamt zurückzu-
zahlen. 

(4) Näheres bestimmt das Bundesministerium für 
Wirtschaft durch Richtlinien. 

(5) Rechtsansprüche auf Zuschußzahlungen werden 
durch dieses Gesetz nicht begründet. 

§4  

Verstromungsabgabe  

(1) Die Mittel des Sondervermögens werden durch 
eine Verstromungsabgabe aufgebracht, die für das 
Kalenderjahr 1996 auf 8,50 vom Hundert der Bemes-
sungsgrundlagen nach Absatz 3 festgesetzt wird. 

(2) Schuldner der Abgabe sind die Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen, die Elektrizität an Endver-
braucher im Geltungsbereich dieses Gesetzes liefern, 
sowie Eigenerzeuger von Elektrizität, soweit sie diese 
selbst verbrauchen. Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen sind auch insoweit Abgabeschuldner, als sie 
bezogenen und nicht bereits mit Abgabe belasteten 
oder eigenerzeugten Strom selbst verbrauchen. Die 
Abgabe wird nicht erhoben bei Eigenerzeugern von 
Elektrizität, deren Erzeugungsanlagen insgesamt 
eine Nennleistung von nicht mehr als einem Mega-
watt aufweisen. 

(3) Die Verstromungsabgabe wird vom Schuldner 
für jeden Monat ermittelt. Sie bemißt sich 

1. bei Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach ei-
nem Prozentsatz der aus der Lieferung von Elektri-
zität an Endverbraucher im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erzielten Erlöse, soweit die Lieferung im 
Jahre 1996 erfolgt, 

2. bei Eigenerzeugern nach einem Prozentsatz des 
Wertes der im eigenen Unternehmen selbst er-
zeugten und verbrauchten Elektrizität ohne Kraft-
werkseigenbedarf. 

Das Bundesministerium für Wi rtschaft wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung das Verfahren zu be-
stimmen, nach dem die Eigenerzeuger unter Berück-
sichtigung der Elektrizitätspreise, die vergleichbare 
Unternehmen zu bezahlen haben, sowie ihrer Selbst-
kosten den Wert der im eigenen Unternehmen selbst 
erzeugten und verbrauchten Elektrizität ermitteln. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft hat durch 
Rechtsverordnung den in Absatz 1 genannten Pro-
zentsatz für die aus der Lieferung von Elektrizität an 
Endverbraucher in den einzelnen Ländern erzielten 
Erlöse nach Maßgabe des Absatzes 5 abzuwandeln. 

(5) Bei Elektrizitätsversorgungsunternehmen ist der 
Prozentsatz nach Absatz 1 für die aus der Lieferung 
von Elektrizität an Endverbraucher in dem jeweiligen 
Land erzielten Erlöse nach folgender Formel abzu-
wandeln: 

PL= PxDB  
L  

Dabei bedeuten: 

PL  = den Prozentsatz der Verstromungsabgabe für die 
Lieferungen von Elektrizität an Endverbraucher in 
dem einzelnen Land erzielten Erlöse, 

P = den Prozentsatz nach Absatz 1, 

DB = den Durchschnittserlös je Kilowattstunde, den 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus Liefe-
rung von Elektrizität an Endverbraucher im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes im Kalenderjahr 1994 erzielt 
haben, 
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DL  den Durchschnittserlös je Kilowattstunde, den die 
Elektrizitätsversorgungsuntemehmen aus Lieferung 
von Elektrizität an Endverbraucher in dem einzelnen 
Land im Kalenderjahr 1994 erzielt haben. 

Das Bundesministerium für Wi rtschaft hat die sich 
danach für die einzelnen Länder ergebenden Prozent-
sätze in der Rechtsverordnung nach Absatz 4 festzu-
legen; die Prozentsätze sind dabei auf eine Stelle 
hinter dem Komma zu runden. 

(6) Das Bundesministerium für Wirtschaft regelt 
durch Rechtsverordnung 

1. die Verlängerung des Zeitraumes für die Ermitt-
lung und Zahlung der Abgabe von einem Monat 
auf ein Jahr oder die wahlweise Zulassung einer 
monatlichen oder jährlichen Ermittlung und Zah-
lung der Abgabe, 

2. das Verfahren und die Bemessungsgrundlagen für 
die Ermittlung und Zahlung der Abgabe so, daß der 
Aufwand bei den Abgabeschuldnern und dem 
Bundesamt möglichst gering gehalten wird. 

§5 

Zahlung, Verzinsung, Verjährung und Beitreibung 
der Ausgleichsabgabe 

(1) Die Abgabe ist für jeden Monat bis zum 16. des 
folgenden Monats an das Bundesamt zu zahlen. Eine 
Aufrechnung gegen die Abgabeschuld findet nicht 
statt. 

(2) Kommt der Schuldner mit der Zahlung der 
Abgabe oder der Vorauszahlung in Verzug, so ist der 
rückständige Betrag mit 3 vom Hundert über dem 
geltenden Diskontsatz der Deutschen Bundesbank 
jährlich zu verzinsen. Für die Verjährung von Ansprü-
chen auf Zahlung von Verzugszinsen gilt § 197 BGB 
entsprechend. 

(3) Der Abgabeschuldner hat eine Erklärung über 
die Verstromungsabgabe beim Bundesamt einzurei-
chen, in der er die Abgabe selbst zu berechnen hat. 
Das Bundesamt setzt die Verstromungsabgabe durch 
Bescheid fest. Die §§ 164 und 165 der Abgabenord-
nung finden entsprechende Anwendung. 

(4) Für die Festsetzungsverjährung der Abgabe sind 
die §§ 169 bis 171 der Abgabenordnung mit Aus-
nahme des § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Abgabenord-
nung entsprechend anzuwenden. 

(5) Abgabe und Zinsen können nach den Bestim-
mungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes bei-
getrieben werden. 

§6 

Weitergabe der Belastung 

(1) Beruht die Lieferung von Elektrizität an  Endver-
braucher auf einem Vertrag, der vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, so kann 
das Elektrizitätsversorgungsuntemehmen im Falle 
der erstmaligen Festsetzung der Abgabe eine Anhe

-

bung des Entgelts für die Elektrizitätslieferung verlan-
gen, für die die erstmalig festgesetzte Abgabe zu 
entrichten ist. Die Anhebung darf bei einer erstmali-
gen Festsetzung der Abgabe den nach § 4 Abs. 5 
maßgebenden Prozentsatz nicht überschreiten. 

(2) Die sich aus der Abgabe ergebende Belastung 
des Endverbrauchers gilt bis zur Höhe des nach § 4 
Abs. 5 maßgebenden Prozentsatzes nicht als Bestand-
teil der Preise im Sinne der Bundestarifordnung Elek-
trizität vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2255). 

(3) Gibt das Elektrizitätsversorgungsuntemehmen 
die sich aus der Abgabe ergebende Belastung an 

 Endverbraucher weiter, so sind der nach § 4 Abs. 5 
maßgebende Prozentsatz und der absolute Be trag der 
Belastung unter der Bezeichnung „Verstromungsab-
gabe zur Sicherung der Elektrizitätsversorgung nach 
dem Vierten Verstromungsgesetz" in den Rechnun-
gen über Elektrizitätslieferungen gesondert auszu-
weisen. 

§7 

Härteklausel 

(1) Das Elektrizitätsversorgungsuntemehmen darf 
eine Anhebung des Entgelts nach § 6 Abs. 1 nicht 
verlangen, wenn ein Unternehmen, das als Endver-
braucher Elektrizität abnimmt, durch eine Bescheini-
gung des Bundesamtes nachweist, daß die sich aus der 
Anhebung seines Entgelts ergebende Belastung eine 
unbillige Härte bedeuten würde. 

(2) Das Bundesamt stellt auf Antrag des Unterneh-
mens im voraus fest, ob die Belastung im einzelnen 
Falle ganz oder teilweise eine unbi llige Härte bedeu-
ten würde, und erteilt hierüber eine Bescheinigung. 
Eine unbillige Härte im Sinne dieses Gesetzes liegt 
nur vor, wenn die Belastung wesentlich dazu beiträgt, 
daß eine Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz 
des einzelnen Unternehmens oder eines Unterneh-
mensteils oder einer Bet riebsstätte droht. Das Bundes-
amt hat bei seiner Entscheidung die Belastung der 
übrigen Endverbraucher zu berücksichtigen. 

(3) Das Elektrizitätsversorgungsunternehmen kann 
bei der Ermittlung der geschuldeten Abgabe nach § 4 
Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 den von dem Unterneh-
men erzielten Erlös entsprechend der Feststellung des 
Bundesamtes nach Absatz 2 außer Be tracht lassen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für Eigenerzeuger 
von Elektrizität, soweit sie diese selbst verbrauchen, 
entsprechend. 

§8 

Melde-, Aufbewahrungs- und Auskunftspflichten 

(1) Die Bergbauunternehmen, die Be treiber von 
Kraftwerken, die Lieferanten von in Kraftwerken 
eingesetzter Steinkohle sowie die Abgabeschuldner 
nach § 4 Abs. 2 haben dem Bundesamt auf Verlangen 
unverzüglich die Auskunft zu erteilen und die Unter-
lagen vorzulegen, die erforderlich sind, um 
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1. die Zuschüsse nach § 3 zu berechnen und das 
Vorliegen der Zuschußvoraussetzungen zu über-
prüfen, 

2. die Höhe der nach § 4 Abs. 3 von den Unternehmen 
ermittelten Abgabe nachzuprüfen, 

3. den Prozentsatz nach § 4 Abs. 4 festzusetzen. 

(2) Die Betreiber von Steinkohlekraftwerken haben 
dem Bundesamt für das Jahr 1996 die monatlichen 
Steinkohlebezüge für den Einsatz in Kraftwerken 
jeweils für ein Kalendervierteljahr bis zum 20. des 
folgenden Monats zu melden. Alle Angaben sind nach 
Lieferanten, Mengen in Tonnen Steinkohleeinheiten, 
Preisen in Deutscher Mark je Tonne Steinkohleein-
heiten, bei Einfuhren frei deutsche Grenze, und 
Ursprungsland aufzuteilen. 

(3) Die Abgabeschuldner nach § 4 Abs. 2 haben, 
soweit sie dem Bundesamt nicht bereits als Abgabe-
schuldner nach § 8 Abs. 2 des Dritten Verstromungs-
gesetzes bekannt sind, dem Bundesamt bis zum 
1. März 1996 zu melden, ob und gegebenenfalls in 
welchen Mengen sie im Kalenderjahr 1995 Elektrizi-
tät an Endverbraucher im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geliefert oder selbst verbraucht haben. 
Erfolgt eine Aufnahme der Elektrizitätserzeugung 
oder Elektrizitätslieferung nach dem 1. Januar 1996, 
ist dies dem Bundesamt binnen zwei Monaten nach 
der Aufnahme zu melden. 

(4) Änderungen von Angaben nach den Absätzen 1 
bis 3 sind unverzüglich zu melden. 

(5) Die zur Erteilung von Auskünften nach den 
Absätzen 1 bis 4 erforderlichen Unterlagen sind über 
einen Zeitraum von fünf Jahren aufzubewahren. Die 
Frist beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in dem die 
Unterlagen angefallen sind. 

(6) Die vom Bundesamt beauftragten Personen 
können zur Erlangung der in den Absätzen 1 bis 4 
genannten Unterlagen und Auskünfte während der 
üblichen Büro- und Geschäftszeiten Grundstücke, 
Betriebsanlagen sowie Geschäftsräume der Unter-
nehmen betreten, dort Besichtigungen und Prüfungen 
vornehmen und in die geschäftlichen Unterlagen 
Einsicht nehmen. Der Auskunftspflichtige hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

(7) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne-
ten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(8) Weigert sich ein Unternehmen, eine Auskunft zu 
erteilen oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, 
so kann das Bundesamt die erforderliche Festsetzung 
im Wege der Schätzung treffen. 

§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 8 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder Unterlagen nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig vorlegt, 

2. entgegen § 8 Abs. 2 bis 4 eine vorgeschriebene 
Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

3. entgegen § 8 Abs. 5 Unterlagen nicht fristgemäß 
aufbewahrt, 

4. entgegen § 8 Abs. 6 das Betreten von Grundstücken 
oder Geschäftsräumen, die Vornahme von Besich-
tigung und Prüfung oder die Einsichtnahme in 
geschäftliche Unterlagen nicht duldet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit 
einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Bundesamt. 

§ 10 

Begriffsbestimmungen 

(1) Ein Kraftwerk im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
Anlage zur Erzeugung elektrischer Energie mittels 
Dampf oder Dampf und Gas oder Verbrennungsmoto-
ren. Unerheblich ist es, ob der Dampf oder das Gas in 
einer Turbo-Generatoren-Anlage völlig zur Stromer-
zeugung ausgenutzt oder nach nur teilweiser Ausnut-
zung für andere Zwecke, zum Beispiel für Heiz- und 
Fabrikationsdampf, genutzt wird. 

(2) Drittlandskohle im Sinne dieses Gesetzes ist die 
außerhalb des Bereichs der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl gewonnene Steinkohle. 

(3) Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Sinne 
dieses Gesetzes sind Unternehmen, die Elektrizitäts-
versorgung nach § 2 Abs. 2 des Energiewirtschaftsge-
setzes be treiben. Wer Strom an  Dritte weitergibt, ohne 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach Satz 1 zu 
sein, ist im Rahmen dieses Gesetzes einem Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen gleichgestellt, es sei 
denn, die auf den weitergegebenen S trom zusätzlich 
anfallende Abgabe unterschreitet eintausend Deut-
sche Mark im Jahr. 

(4) Eigenerzeuger im Sinne dieses Gesetzes sind 
Unternehmen und Betriebe, die Anlagen zur Erzeu-
gung von Elektrizität betreiben, soweit sie nicht Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen im Sinne von Ab-
satz 3 sind. 
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Artikel 3 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Dritten Verstromungsgesetzes 

Das Dritte Verstromungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 1990 (BGBl. I S. 917), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ersten Gesetzes 
zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und 
Wachstumsprogramms (BGBl. I S....), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Das Bundesamt wird als Verwalter des 
Sondervermögens ermächtigt, mit Einwilligung 
des Bundesministeriums der Finanzen Kredite zur 
Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit sowie 
zur Tilgung von Verbindlichkeiten des Sonderver-
mögens bis zur Höhe von sechs Milliarden Deut-
sche Mark aufzunehmen. Bis zu dieser Höhe kann 
die Ermächtigung wiederholt in Anspruch genom-
men werden. Die Kredite werden aus Mitteln des 
Sondervermögens verzinst und getilgt. Für Ver-
bindlichkeiten des Sondervermögens haftet der 
Bund; ihre Abwicklung wird durch Gesetz gere-
gelt. Für die Verwaltung des Sondervermögens 
gelten die Vorschriften über die Verwaltung der 
Bundesschuld entsprechend. " 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 7 werden folgende Sätze angefügt: 

„Auf Antrag des Zuschußempfängers kann die 
Frist längstens bis zum 31. Dezember 1999 verlän-
gert werden. Die Verlängerung kann nur erteilt 
werden, wenn der Antragsteller Lieferverträge 
nachweist, die ihn zum Bezug deutscher Steinkohle 
zum Einsatz in Kraftwerken im Zeitraum vom 
1. Januar 1996 bis 31. Dezember 1996 in angemes-
sener Höhe verpflichten." 

3. § 8 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Bei Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach 
einem Prozentsatz der aus der Lieferung von 
Elektrizität an Endverbraucher im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes erzielten Erlöse, soweit 
die Lieferung in der Zeit vor dem 1. Januar 
1996 erfolgte,". 

4. § 8 Abs. 3 a wird wie folgt gefaßt: 

„(3 a) Der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe 
wird für das Kalenderjahr 1995 auf 8,50 vom 
Hundert festgesetzt. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft hat durch Rechtsverordnung für das 
Kalenderjahr 1995 bei Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen den in Satz 1 genannten Prozentsatz für 
die aus Lieferung von Elektrizität an  Endverbrau-
cher in den einzelnen Ländern erzielten Erlöse 
nach Maßgabe des Absatzes 5 festzulegen." 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für die Verjährung von Ansprüchen auf Zah-
lung von Verzugszinsen gilt § 197 BGB entspre-
chend. " 

b) Folgende Absätze 2a und 2 b werden einge-
fügt: 

„(2a) Der Abgabeschuldner hat eine Erklä-
rung über die Ausgleichsabgabe beim Bundes-
amt einzureichen, in der er die Abgabe selbst zu 
berechnen hat. Das Bundesamt setzt die Aus-
gleichsabgabe durch Bescheid fest. Die §§ 164 
und 165 der Abgabenordnung finden entspre-
chende Anwendung. 

(2 b) Fir die Festsetzungsverjährung der Aus-
gleichsabgabe sind die §§ 169 bis 171 der 
Abgabenordnung mit Ausnahme des § 169 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Abgabenordnung ent-
sprechend anzuwenden." 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Erfolgt eine Aufnahme der Elektrizitätserzeu-
gung oder der Elektrizitätslieferung nach dem 
1. Januar 1975, ist dies dem Bundesamt binnen 
zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes oder nach der Aufnahme zu melden." 

b) Folgender Absatz 5a wird eingefügt: 

„(5 a) Die zur Erteilung von Auskünften nach 
den Absätzen 1 bis 5 erforderlichen Unterlagen 
sind über einen Zeitraum von fünf Jahren auf-
zubewahren." 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. entgegen § 13 Abs. 5 a Unterlagen nicht frist-
gemäß aufbewahrt." 

Artikel 4 

Siebentes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt 
geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2150), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 7 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a 
eingefügt: 

„ (2 a) Bei Anlagen zur Spaltung von Kernbrenn-
stoffen, die der Erzeugung von Elektrizität dienen, 
gilt Absatz 2 Nr. 3 mit der Maßgabe, daß zur 
weiteren Vorsorge gegen Risiken für die Allge-
meinheit die Genehmigung nur erteilt werden darf, 
wenn auf Grund der Beschaffenheit und des 
Betriebs der Anlage auch Ereignisse, deren Eintritt 
durch die zu treffende Vorsorge gegen Schäden 
praktisch ausgeschlossen ist, einschneidende Maß-
nahmen zum Schutz vor der schädlichen Wirkung 
ionisierender Strahlen außerhalb des abgeschlos-
senen Geländes der Anlage nicht erforderlich 
machen würden. Satz 1 gilt nicht für die Errichtung 
und den Betrieb von Anlagen, für die bis zum 
31. Dezember 1993 eine Genehmigung oder Teil-
genehmigung erteilt worden ist, sowie für wesent- 
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liche Veränderungen dieser Anlagen oder ihres 
Betriebs. " 

2. § 9 a Abs. 1 wird wie . folgt gefaßt: 

„(1) Wer Anlagen, in denen mit Kernbrennstof-
fen umgegangen wird, errichtet, betreibt, sonst 
innehat, wesentlich verändert, stillegt oder besei-
tigt, außerhalb solcher Anlagen mit radioaktiven 
Stoffen umgeht oder Anlagen zur Erzeugung ioni-
sierender Strahlen betreibt, hat dafür zu sorgen, 
daß anfallende radioaktive Reststoffe sowie ausge-
baute oder abgebaute radioaktive Anlagenteile  

den in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecken 
entsprechend schadlos verwertet oder als radioak-
tive Abfälle geordnet beseitigt werden." 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. Eine langfristige Energiepolitik auf der Grund-
lage der Ziele Versorgungssicherheit, Wirtschaft-
lichkeit, Umweltverträglichkeit und Ressourcen-
schonung ist eine wesentliche Grundlage für die 
ökonomische Entwicklung einer modernen Indu-
striegesellschaft, die im internationalen Wettbe-
werb steht. Für den Wirtschaftsstando rt  Deutsch-
land ist daher eine effiziente und wettbewerbsfä-
hige Energieversorgung von entscheidender Be-
deutung. 

Investitionen der Anbieter und Verbraucher von 
Energie sind überwiegend kapitalintensiv. Sie 
erfordern eine langfristige Planung und zur Amor-
tisation eine langfristige Nutzung. Verläßliche 
Rahmenbedingungen sind dafür notwendig. Die 
Bundesregierung strebt daher einen parteiüber-
greifenden und von den gesellschaftlichen Grup-
pen breit akzeptierten Konsens an, der auf Bun-
des- und Landesebene möglichst über Legislatur-
perioden hinweg die Nutzung der verschiedenen 
Energieträger in einem ausgewogenen Energie-
mix  gewährleistet. 

Diesem Ziel dienten die Konsensgespräche, die 
von März bis November 1993 zwischen Vertretern 
der Bundesregierung, von Landesregierungen 
und den sie tragenden Parteien sowie unter Mit-
wirkung von Vertretern der Gewerkschaften, der 
Industrie, der Elektrizitätswirtschaft und von 
Umweltverbänden stattfanden. Im Gesamtzusam-
menhang wurden dabei die Themen weiterer 
Einsatz von deutscher Stein- und Braunkohle, 
Nutzung der Kernenergie, Möglichkeiten einer 
verstärkten Nutzung der erneuerbaren Energien 
und die rasche Ausnutzung der bestehenden 
Energieeinsparpotentiale erörtert. 

Während über einige Konsensfelder grundsätzli-
ches Einvernehmen erzielt werden konnte, blieb 
insbesondere die Frage der weiteren Nutzung der 
Kernenergie umstritten. Ihre Kostengünstigkeit 
und gleichzeitig ihr Beitrag zur CO2-Minderung 
sind indessen wesentliche Elemente, um  den 
Einsatz der teuren deutschen Steinkohle in seiner 
ökonomischen Auswirkung abzumildern. Schon 
bei Abschluß des sogenannten Jahrhundertver-
trags 1980 war deshalb der Konsens Kohle/Kern-
energie Grundlage für eine tragfähige Stromer-
zeugung. Dieses Gegengewicht zu den hohen 
volkswirtschaftlichen Belastungen durch den Ein-
satz deutscher Steinkohle zur Sicherung der 
Stromversorgung hat auch für die Zukunft beson-
dere Bedeutung. Es gilt, bestehende Kostennach-
teile möglichst zu vermindern und so die Wettbe-
werbschancen des Standortes Deutschl and zu 
verbessern. 

Wegen dieser fortbestehenden energiewirtschaft-
lichen und energiepolitischen Zusammenhänge 
zwischen dem künftigen Beitrag der deutschen 
Steinkohle und der Kernenergie legt die Bundes-
regierung dieses Gesetz vor. Die Stromerzeugung 
beruhte 1992 zur Hälfte auf Steinkohle und Ke rn

-energie. Der weitere Einsatz dieser Energieträger 
und zusätzlich der heimischen Braunkohle ver-
meidet im Interesse der Sicherheit der Elektrizi-
tätsversorgung die Risiken einer höheren Abhän-
gigkeit von ungewissen Weltmarktentwicklun-
gen. 

II. Ziel der Artikel 1 bis 3 des vorgelegten Gesetzent-
wurfs ist es, im Interesse der Sicherheit der Elek-
trizitätsversorgung unter Berücksichtigung des 
energiepolitischen Gesamtkonzepts von 1991 und 
der kohlepolitischen Beschlüsse der Bundesregie-
rung vom 23. November 1993 einen angemesse-
nen Anteil deutscher Steinkohle in der Verstro-
mung zu erhalten. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß die Sicherung der Elektrizitäts-
versorgung es weiterhin erfordert, den Absatz 
deutscher Steinkohle zur Verstromung durch 
Bereitstellung von Finanzmitteln zu unterstüt-
zen. 

Für die Finanzierung der Steinkohleverstromung 
für den Zeitraum von 1996 bis zum Jahre 2005 sind 
daher folgende Schritte vorgesehen: 

— Im Jahre 1996 wird den Bergbauunternehmen 
ein Finanzplafond von insgesamt siebenein-
halb Milliarden Deutsche Mark zur Verfügung 
gestellt, um sie in die Lage zu versetzen, 
deutsche Steinkohle zum Einsatz in Kraftwer-
ken zu wettbewerbsfähigen Bedingungen 
anzubieten. Das Aufkommen wird mittels 
eines unselbständigen Sondervermögens des 
Bundes sichergestellt, das durch eine von der 
Stromwirtschaft zu erhebende Abgabe in 
Höhe von 8,50 vom Hundert der Stromerlöse 
gespeist wird. 

— Für die Jahre 1997 bis 2000 werden den 
Bergbauunternehmen Finanzplafonds in Höhe 
von insgesamt sieben Milliarden Deutsche 
Mark pro Jahr bereitgestellt. Über die Art der 
Aufbringung dieser Mittel wird rechtzeitig vor 
1997 durch Gesetz entschieden. In diesem 
Gesetz werden auch Zinszahlungen und Til-
gung des Defizits des Verstromungsfonds nach 
dem Dritten Verstromungsgesetz geregelt. 

— Für den Zeitraum von 2001 bis 2005 wird über 
die Höhe und Art  der Finanzierung der Stein-
kohleverstromung rechtzeitig entschieden. 
Dabei werden die Finanzplafonds weiter 
zurückgeführt. 
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Ausgehend von den Ergebnissen der Kohlerunde 
1991 wird die deutsche Steinkohle damit auch 
künftig einen angemessenen Beitrag zu einer 
sicheren Energieversorgung leisten. Dabei muß 
dieser Beitrag den durch die Vereinigung 
Deutschlands und die europäische Integra tion 
geprägten veränderten Rahmenbedingungen 
Rechnung tragen. 

III. Für den atomrechtlichen Teil stehen vor dem 
Hintergrund der energiepoli tischen Konsens-
gespräche die Komplexe Entsorgung und die 
Option für künftige Kernkraftwerke im Vorder-
grund. Darüber hinaus war die Laufzeit für die 
bestehenden Kernkraftwerke ebenfa lls Gegen-
stand der Konsensgespräche. 

Bei der Entsorgung bestand weitgehende Über-
einstimmung, neben der Entsorgung über die 
Wiederaufarbeitung (schadlose Verwertung) 
auch die Direkte Endlagerung zuzulassen. Dieser 
Entsorgungsweg soll mit dem Gesetzentwurf 
gleichrangig neben der schadlosen Verwertung 
eröffnet werden. Es zeichnet sich ab, daß für 
diesen Fall  mittelfristig im wesentlichen von der 
Direkten Endlagerung Gebrauch gemacht wird. 

Durch diese Verlagerung vom Integ rierten Ent-
sorgungskonzept zur Direkten Endlagerung wer-
den sich weitere Konsequenzen ergeben: Durch 
die lange Abklingzeit für bestrahlte Brennele-
mente wird ein Bedarf für ein Endlager für stark 
wärmeentwickelnde Abfälle erst nach dem Jahre 
2020 entstehen; es besteht zeitlich ausreichende 
Möglichkeit, neben der Fortführung des Erkun-
dungsbergwerks Gorleben auch alterna tive 
Standorte einschließlich anderer Gesteinsforma-
tionen in Deutschland zu untersuchen. Das End-
lagervorhaben für schwach wärmeentwickelnde 
Abfälle, die ehemalige Eisenerzgrube Konrad, 
über deren zügige Errichtung und Betrieb bei 
Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen in 
den Konsensgesprächen Einvernehmen bestand, 
bliebe hiervon jedoch unberührt. Die l ange 
Abklingzeit hat auch Bedeutung für die Nutzung 
von Zwischenlagern für abgebrannte Brennele-
mente, wofür insbesondere eine Einrichtung zur 
Reparatur und Handhabung für abgebrannte 
Brennelemente und deren Behälter vordringlich 
wird. 

Hinsichtlich der Op tion für künftige Kernkraft-
werke bestand bei unterschiedlichen Auffassun-
gen über die künftige Nutzung der Kernenergie 
grundsätzliche Übereinstimmung, daß solche 
Anlagen so ausgelegt sein sollen, daß einschnei-
dende Maßnahmen zum Schutz vor der schädli-
chen Wirkung ionisierender Strahlen außerhalb 
der Anlage nicht erforderlich werden. Dies ent-
spricht auch der internationalen Diskussion. Die-
ses Sicherheitsziel soll unbeschadet des Bestands-
schutzes für die bestehenden Anlagen in das 
Atomgesetz als weitere Maßnahme der Risikovor-
sorge eingeführt werden. Damit wird die rechtli-
che Rahmenbedingung für die Zulassung künfti-
ger Kernkraftwerke und zugleich eine entschei-
dende Grundlage für die kontinuierliche techno

-

logische Weiterentwicklung der f riedlichen Nut-
zung der Kernenergie geschaffen. Dabei bleibt es 
eine Entscheidung der Industrie, ob sie hiervon 
Gebrauch macht. Auch für die internationale 
Zusammenarbeit wird hiermit deutlich gemacht, 
daß die friedliche Nutzung der Kernenergie und 
deren sicherheitstechnische Fortentwicklung 
eine der energiepoli tischen Zukunftsoptionen für 
Deutschland ist. Zugleich wird sichergestellt, daß 
Deutschland auf Dauer eine wesentliche Rolle bei 
der Fortentwicklung der internationalen Sicher-
heitsstandards kerntechnischer Anlagen sowie 
bei der Verbesserung der Sicherheit der Kern-
kraftwerke sowje tischer Bauart spielen kann, was 
in besonderem Maße im nationalen Interesse 
liegt. 

Über Laufzeiten für bestehende Anlagen konnte 
in den Konsensgesprächen keine Einigung erzielt 
werden. Eine Regelung hierzu wäre möglich, 
wenn es insgesamt zu einem energiepoli tischen 
Konsens käme. Dabei ist zu beachten, daß eine 
Begrenzung der Laufzeiten ohne Entschädi-
gungsleistungen mit dem Eigentumsgrundrecht 
und dem verfassungsrechtlichen Grundsatz des 
Vertrauensschutzes nur dann vereinbar wäre, 
wenn sie an  technischen und technologischen 
Lebensdauerkriterien der Anlagen anknüpft. 

Weitere Regelungen bleiben einer späteren 
umfassenden Novellierung des Atomgesetzes 
vorbehalten. 

IV. Im energiepolitischen Gesamtzusammenhang 
stehen ferner die folgenden Vorhaben: 

— Die Finanzierung der Altlastensanierung in 
den ostdeutschen Braunkohlerevieren ist bis 
einschließlich 1997 durch ein Bund-Länder-
Abkommen geregelt. Die Bundesregierung 
erklärt ihren Willen, die Finanzierung auf der 
Basis der bisherigen Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Ländern auch nach 1997 fortzuset-
zen. 

— Sparsamere und ra tionellere Energieverwen-
dung sowie eine verstärkte Nutzung erneuer-
barer Energien sind aus energie- und umwelt-
politischen Gründen notwendig. Es bedarf 
daher zusätzlicher Anstrengungen von Bund, 
Ländern und Kommunen, der Wirtschaft, der 
gesellschaftlichen Gruppen und der Verbrau-
cher, um weitere Möglichkeiten zu nutzen. In 
den Konsensgruppen wurde eine Reihe von 
Ansätzen entwickelt, die von der Bundesregie-
rung soweit wie möglich aufgegriffen wer-
den. 

Hierzu gehören u. a.: 

= Offensive für Aus-, Fo rt- und Weiterbil-
dung, 

beispielsweise durch Verstärkung der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung von Architekten, 
Ingenieuren und im Handwerk sowie Infor-
mation und Beratung der Energieverbrau-
cher mit dem Ziel, Energie nachhaltig 
sparsam und rationell zu verwenden und 
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den Einsatz von Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energien zu fördern. 

= Energieeinsparung im Wärmemarkt weiter 
voranbringen, 

beispielsweise durch: 

O rasche Verabschiedung der Novelle zur 
Verordnung für Kleinfeuerungsanlagen, 

O Aufforderung an  die Länder zum effizien-
ten Vollzug der Wärmeschutzverord-
nung, 

O Einführung von Wärmebedarfsauswei-
sen mit dem Inkrafttreten der Novelle zur 
Wärmeschutzverordnung, 

O Überprüfung des Mietrechts auf Hemm-
nisse für energiesparende Investitionen. 

= Förderung von Fernwärme und Kraft-
Wärme-Kopplung, 

beispielsweise durch: 

O Förderung der Sanierung der Fernwärme 
in den neuen Bundesländern durch ein 
Bund-Länder-Programm bis 1995 mit 
jährlich dreihundert Millionen Deutsche 
Mark, 

O Initiative der Bundesregierung zu ge-
meinsamen Bemühungen von Landesre-
gierungen, Kommunen und Elektrizitäts-
wirtschaft, den Ausbau der Fernwärme 
— insbesondere der Kraft-Wärme-Kopp-
lung — zu verstärken. 

= Effizienz erhöhen durch weitere Senkung 
spezifischer Energieverbräuche, 

beispielsweise durch: 

O Senkung des spezifischen Stromver-
brauchs bei Elektrogeräten im Haus-
haltsbereich durch Kennzeichnungsvor-
schriften, Normen und Selbstverpflich-
tungen, 

O Senkung des spezifischen Kraftstoffver-
brauchs bei Automobilen. 

= Signale für erneuerbare Energien setzen, 

beispielsweise durch die im Haushalt des 
Bundes für 1994 vorgesehenen Finanzmittel 
zur Förderung von Techniken zur Nutzung 
erneuerbarer Energien in Einzelbereichen. 

Zusätzlichen finanziellen Förderungen aus 
den öffentlichen Haushalten sind heute enge 
Grenzen gesetzt. Um so wich tiger sind Maß-
nahmen, die keine oder geringe öffentliche 
Mittel erfordern. Die Bundesregierung be-
grüßt, daß die Unternehmen der Elektrizitäts-
wirtschaft auf dem Weg zu modernen Energie-
dienstleistungsunternehmen verstärkt p rivate 
Finanzierungsmodelle einsetzen und weitere 
Schritte auf freiwilliger Basis zur Energieein-
sparung — insbesondere durch verstärkte 
Anstrengungen beim Least-Cost-Planning 
und Demand-Side-Management — zugesagt 

haben. Sie wird darüber hinaus Gespräche mit 
den Energieversorgungsunternehmen mit 
dem Ziel führen, zusätzliche Maßnahmen zur 
Förderung der Energieeinsparung und der 
Nutzung erneuerbarer Energien zu errei-
chen. 

— Zur langfristigen Sicherung der technologi-
schen Basis für die Energieversorgung und 
-nutzung bedarf es erheblicher Anstrengun-
gen bei Forschung, Entwicklung und Demon-
stration. Der Umfang der dafür benötigten 
Mittel erfordert in Zukunft ein verstärktes 
finanzielles Engagement der Energiewirt-
schaft. Die Bundesregierung wird deshalb 
Gespräche führen, um dies zu erreichen. 

B. Steinkohleverstromung 

Einzelbegründung 

1. Zu Artikel 1 (Gesetz zur Sicherung des Einsatzes 
von Steinkohle in der Verstromung 
in den Jahren 1996 bis 2005) 

Zu § 1 

Die Zielsetzung entspricht den kohlepolitischen 
Beschlüssen der Bundesregierung vom 23. Novem-
ber 1993. Die nach den §§ 2 und 3 bereitzustellen-
den Finanzmittel ermöglichen den Absatz deut-
scher Steinkohle zur Sicherung der Stromversor-
gung. Erfaßt wird auch der Absatz an  Kraftwerke, 
bei denen neben Elektrizität als Koppelprodukt 
Wärme für Produktionsprozesse oder Heizzwecke 
erzeugt wird. Die Bundesregierung erwartet, daß 
die Unternehmen des Bergbaus und der Kraftwirt-
schaft auf dieser Grundlage die zur Verwirklichung 
dieser Zielsetzung erforderlichen Verträge ab-
schließen. 

Zu §2 

Im Jahre 1996 werden die Finanzmittel über eine 
Sonderabgabe aufgebracht, die von der Kraftwirt-
schaft zu erheben ist. Die Einzelheiten zur Ausge-
staltung des unselbständigen Sondervermögens 
des Bundes sowie zur Mittelverwendung werden in 
Artikel 2 geregelt. 

Zu §3 

Diese Vorschrift enthält in Absatz 1 die Festlegung, 
in den Jahren 1997 bis 2000 dem Bergbau feste 
Finanzplafonds in Höhe von sieben Milliarden 
Deutsche Mark pro Jahr zur Verfügung zu stellen, 
um langfristige Planungssicherheit für die Verstro-
mung deutscher Steinkohle zu ermöglichen. Das 
Finanzierungsinstrument zur Aufbringung der Mit-
tel ist einer späteren Entscheidung des Gesetzge-
bers vorbehalten, die rechtzeitig vor 1997 ge troffen 
werden muß. 
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Ober Finanzierungsinstrument und Finanzierungs-
volumen für den Zeitraum von 2001 bis 2005 wird 
nach Absatz 2 rechtzeitig zu entscheiden sein; 
dabei sollen die jährlichen Finanzplafonds zurück-
geführt werden. 

2. Zu Artikel 2 (Gesetz zur Steinkohleverstromung 
im Jahre 1996 — Viertes 
Verstromungsgesetz) 

Das Vierte Verstromungsgesetz regelt die Ausge-
staltung des Finanzierungssystems für das Jahr 
nach Auslaufen des Jahrhundertvertrages. Durch 
die Bereitstellung von Finanzmitteln in Höhe von 
siebeneinhalb Milliarden Deutsche Mark sollen die 
Bergbauunternehmen in die Lage versetzt werden, 
mit den Unternehmen der Kraftwirtschaft die not-
wendigen Lieferverträge abzuschließen. 

Den Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft als 
Garanten für die Sicherung der Elektrizitätsversor-
gung gemäß dem Energiewirtschaftsgesetz obliegt 
es, eine sichere Stromversorgung zu gewährlei-
sten. Eine sichere Elektrizitätsversorgung der Bun-
desrepublik Deutschland erfordert einen ausgewo-
genen Mix  der zur Verstromung eingesetzten 
Energieträger und damit auch künftig den ange-
messenen Einsatz deutscher Steinkohle. Das im 
Vierten Verstromungsgesetz normierte Aufkom-
menssystem entspricht dem des Dritten Verstro-
mungsgesetzes. Die Zuschußgewährung an  die 
Bergbauunternehmen erfüllt das abgaberechtliche 
Erfordernis der gruppennützigen Mittelverwen-
dung, da die kohleverstromenden Unternehmen 
dadurch begünstigt werden, daß sie deutsche 
Steinkohle zu Weltmarktpreisen beziehen kön-
nen. 

Es wird ein neues Sondervermögen des Bundes 
geschaffen, das durch eine Abgabe der Elektrizi-
tätswirtschaft gespeist wird. Die Abgabe zur Auf-
bringung der Mittel im Jahre 1996 wird im gesam-
ten Bundesgebiet erhoben. Bis dahin sind die 
neuen Bundesländer gemäß Einigungsvertrag vom 
Verstromungssystem nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz ausgenommen. Ihre Einbeziehung in 
das neue System ist dadurch begründet, daß nach 
dem Zusammenwachsen des Strommarktes durch 
technische Vernetzung die Stromwirtschaft im 
gesamten Bundesgebiet an  der erhöhten Sicherheit 
der Elektrizitätsversorgung teilhat, die mit dem 
Einsatz deutscher Steinkohle verbunden ist. Das 
Ziel vergleichbarer Strompreise im gesamten Bun-
desgebiet hat unverändert  Geltung. In diesem 
Zusammenhang soll ein sprunghafter Anstieg der 
Strompreise in den neuen Bundesländern vermie-
den werden. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
die Absicht besteht, die zusätzlichen Belastungen 
durch die Tilgung des Defizits des Verstromungs-
fonds nach dem Dritten Verstromungsgesetz auf 
die alten Bundesländer zu beschränken. Im übri-
gen können die Möglichkeiten der Härteklausel 
ausgeschöpft werden. 

Zu § 1 

Absatz 1 bestimmt das Ziel des Gesetzes, durch 
einen angemessenen Anteil deutscher Steinkohle 
an  der Stromerzeugung die Sicherheit der Elektri-
zitätsversorgung im Jahre 1996 zu gewährleisten. 

Das Sondervermögen nach Absatz 2 mit dem 
Namen „Steinkohleverstromungsfonds 1996" wird 
getrennt vom Sondervermögen nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz verwaltet. Dies ist erforder-
lich, weil die Mittel für das neue Sondervermögen 
durch eine im gesamten Bundesgebiet erhobene 
Abgabe eingenommen werden. Die Verwaltung 
des Sondervermögens und die übrigen Aufgaben 
aus diesem Gesetz werden dem Bundesamt für 
Wirtschaft übertragen, das bereits die für die bis-
herigen Verstromungsregelungen zuständige Be-
hörde ist. 

Absatz 3 Satz 1 bestimmt, daß den Bergbauunter-
nehmen aus Mitteln des Sondervermögens Zu-
schüsse gewährt werden, um sie in die Lage zu 
versetzen, über die kostenungünstige deutsche 
Steinkohle mit den kohleverstromenden Unterneh-
men Lieferverträge zu wettbewerbsfähigen Prei-
sen abzuschließen. Aufgrund der mit dem Dritten 
Verstromungsgesetz gewonnenen Erfahrungen 
werden im Hinblick auf eine größere Transparenz 
des Systems und zur Vermeidung von Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen den Unternehmen 
der Stromwirtschaft die Zahlungen zur Verbilli-
gung der Verstromung deutscher Steinkohle nicht 
mehr direkt an  die kohleverstromenden Unterneh-
men, sondern an  den Bergbau gezahlt. Absatz 3 
Satz 2 stellt die zweckgerichtete Mittelverwen-
dung sicher. 

Zu §2 

Die Regelungen über die Verwaltung des Sonder-
vermögens entsprechen denen des Dritten Verstro-
mungsgesetzes. 

Mittels des in Absatz 3 vorgesehenen Kreditrah-
mens wird das Sondervermögen in die Lage ver-
setzt, den Bergbauunternehmen als Zuschußemp-
fängern zeitnah zu den Kohlelieferungen Zuwen-
dungen zu gewähren, um ihre Zahlungsfähigkeit 
nicht zu gefährden. 

Da die Einnahmen des Fonds aus der von der 
Kraftwirtschaft zu erhebenden Abgabe insbeson-
dere in den ersten Monaten des Jahres 1996 nicht 
zeitgleich mit der Zahlung von Zuschüssen bzw. 
nicht in erforderlicher Höhe zur Verfügung stehen, 
muß die Aufnahme von Mitteln auf dem Kredit-
markt ermöglicht werden. 

Die Abwicklung des Sondervermögens, für dessen 
Verbindlichkeiten der Bund haftet, wird gemein-
sam mit der gesetzlichen Festlegung des Finanzie-
rungssystems im Zusammenhang mit der Verstro-
mung deutscher Steinkohle in den Jahren 1997 bis 
2000 (Artikel 1 § 3 Abs. 1) geregelt. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6908 

Zu §3 

Mit Bewilligungsbescheiden werden den Unter-
nehmen des Steinkohlebergbaus auf Antrag feste 
Teilplafonds zugewiesen, die in ihrer Summe den 
Betrag von siebeneinhalb Milliarden Deutsche 
Mark nicht übersteigen dürfen. Die Aufteilung des 
Gesamtplafonds legt das Bundesministerium für 
Wirtschaft nach Anhörung der Bergbauunterneh-
men unter Berücksichtigung energiepolitischer 
Zielsetzungen fest. Die Zusage der Mittel im Rah-
men individueller Plafonds bewirkt, daß die Unter-
nehmen über eine verläßliche Kalkulationsbasis 
für ihre Lieferverhandlungen mit der Kraftwirt-
schaft verfügen und gleichzei tig Kostendruck aus-
gesetzt sind. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Plafondmittel aus-
schließlich für den Absatz deutscher Steinkohle zur 
Verstromung verwendet werden dürfen. Die 
Abrechnung auf der Grundlage der abgesetzten 
Mengen erfolgt nach Kriterien, die den Anforde-
rungen des voraussichtlich am 1. Januar 1994 in 
Kraft tretenden neuen Beihilferechts nach dem 
EGKS-Vertrag entsprechen. Danach dürfen die 
Subventionen nicht dazu verwendet werden, daß 
deutsche Steinkohle unter dem Preis vergleichba-
rer Drittlandskohle angeboten werden kann. 
Kostenangaben der Unternehmen und Maßnah-
men zur Kostenreduktion können im Einzelfall 
durch unabhängige Wirtschaftsprüfer überprüft 
werden. Die Unternehmen werden nach dem künf-
tigen EGKS-Beihilferecht verpflichtet sein, im Rah-
men von Umstrukturierungs- und Rationalisie-
rungsplänen Maßnahmen mit dem Ziel kontinuier-
licher Kostensenkungen zu ergreifen. 

Einzelheiten zur Festlegung der Teilplafonds sowie 
zu ihrer Abrechnung werden durch Richtlinien des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und in den 
Zuwendungsbescheiden geregelt. 

Zu den §§4 bis 7 

Das Verwaltungsverfahren zur Aufbringung der 
Mittel des Sondervermögens sowie zur Erhebung 
der Verstromungsabgabe bei der Kraftwirtschaft 
entspricht dem des Dritten Verstromungsgesetzes 
unter Einbeziehung der Änderungen gemäß Arti-
kel 3. 

Bei Eigenerzeugern von Elektrizität, deren Erzeu-
gungsanlagen insgesamt eine Nennleistung von 
nicht mehr als einem Megawatt aufweisen, wird 
die Abgabe nicht erhoben. Dadurch werden auch 
Stromerzeugungsanlagen, die mit erneuerbaren 
Energien betrieben werden, begüns tigt. Im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren soll geprüft werden, 
inwieweit zusätzliche Möglichkeiten zur Begünsti-
gung der erneuerbaren Energien bestehen. 

Nach derzeitiger Einschätzung der Stromerlösent-
wicklung kann bei einem bundesdurchschnittli-
chen Abgabesatz von 8,50 vom Hundert ein Mittel-
aufkommen von gut siebeneinhalb Milliarden 
Deutsche Mark erwartet werden. Das Aufkommen 

und der Umfang von Einnahmeausfällen nach § 7 
(Härtefälle) wird maßgeblich von der konjunktu-
rellen Lage im Jahre 1996 bestimmt werden. Der 
in § 1 Abs. 3 festgelegte Gesamtplafond von sieben-
einhalb Milliarden Deutsche Mark kann aus heuti-
ger Sicht auch unter Berücksichtigung von Verwal-
tungskosten des Sondervermögens, Zinsbelastun-
gen aufgrund von Kreditaufnahmen und Einnah-
meausfällen nach § 7 mit einem Abgabesatz von 
8,50 vom Hundert aufgebracht werden. 

Der bundesdurchschnittliche Abgabesatz wird 
nach § 4 Abs. 5 länderspezifisch variiert, so daß 
bestehende Strompreisunterschiede in den einzel-
nen Bundesländern durch die Abgabenbelastung 
nicht verstärkt werden. In Bundesländern mit 
einem höheren Strompreisniveau wird dement-
sprechend ein unter dem bundesdurchschnittli-
chen Abgabesatz von 8,50 vom Hundert liegender 
Satz gelten. 

Zu den §§ 8 bis 10 

Die Vorschriften orientieren sich an den entspre-
chenden Regelungen im Dritten Verstromungsge-
setz. Die Melde- und Auskunftspflichten sollen das 
Bundesministerium für Wirtschaft und das Bundes-
amt für Wirtschaft in die Lage versetzen, die ihnen 
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben zu 
erfüllen. 

Die Begriffsbestimmung des Elektrizitätsversor-
gungsunternehmens entspricht der des Energie-
wirtschaftsgesetzes. Nach § 10 Abs. 3 Satz 2 wird 
— unabhängig von der Eigenschaft als Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen — derjenige der Ab-
gabenpflicht unterworfen, der S trom entgeltlich an 

 Dritte weitergibt. Die Bagatellgrenze dient der 
Verwaltungsvereinfachung. 

3. Zu Artikel 3 (Drittes Gesetz zur Änderung des 
Dritten Verstromungsgesetzes) 

Zu Nummer I 

Mit der Erweiterung des Kreditrahmens von vier 
Milliarden auf sechs Milliarden Deutsche Mark 
wird sichergestellt, daß das Sondervermögen im 
Jahre 1996 ohne weitere Mittelzuflüsse aus der 
Ausgleichsabgabe bestehende Verbindlichkeiten 
aus Kreditverträgen sowie Zuschußansprüche von 
Unternehmen der Kraftwirtschaft bedienen kann. 
Der Kreditrahmen deckt das Ende 1995 zu erwar-
tende Defizit des Verstromungsfonds sowie Zins-
belastungen und Verwaltungskosten des Jahres 
1996 ab. Es wird darüber hinaus auch für den Fa ll 

 Vorsorge getroffen, daß die Zuschußansprüche 
infolge weiter sinkender Ölpreise in den Jahren 
1994 und 1995 ansteigen. 

Die Haftung des Bundes für Verbindlichkeiten des 
Sondervermögens entspricht der Rechtslage. Die 
Abwicklung des Defizits des Verstromungsfonds 
wird gemeinsam mit der gesetzlichen Festlegung 
des Finanzierungssystems im Zusammenhang mit 
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der Verstromung deutscher Steinkohle in den Jah-
ren 1997 bis 2000 (Artikel 1 § 3) geregelt. 

Zu Nummer 2 

Die Regelung soll Unternehmen der Kraftwirt-
schaft mit hohen Steinkohlelagerbeständen die 
Möglichkeit geben, im Jahre 1996 neue Bezugsver-
träge mit den Bergbauunternehmen abzuschlie-
ßen, ohne dabei Nachteile bei der Abwicklung der 
Zuschußansprüche nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz auf sich nehmen zu müssen. 

Zu Nummer 3 

Die Vorschrift dient der Abgrenzung der Abgaben-
tatbestände nach dem Dritten und Vierten Verstro-
mungsgesetz. Sie ist erforderlich, da die Abgaben 
an getrennte Sondervermögen entrichtet werden. 

Zu Nummer 4 

Gemäß Einigungsvertrag wird die Ausgleichsab-
gabe nur in den alten Bundesländern erhoben. Für 
1995 wird der durchschnittliche Ausgleichsabga-
besatz für die alten Bundesländer 8,50 vom Hun-
dert betragen. Die länderspezifischen Sätze wer-
den durch Rechtsverordnung des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft festgelegt. 

Zu Nummer 5 

Regelungen über die Verjährung der Ansprüche 
auf Zahlung von Verzugszinsen sowie die Festset-
zung und Festsetzungsverjährung für die Aus-
gleichsabgabe waren bisher nicht im Dritten Ver-
stromungsgesetz enthalten. Zur Behebung der 
damit verbundenen Rechtsunsicherheit werden die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches sowie 
der Abgabenordnung für anwendbar erklärt. Bei 
der Festsetzungsregelung erscheint die vierjährige 
Verjährungsfrist der Abgabenordnung bei Abwä-
gung des Interesses der Abgabenschuldner an 

 einer zügigen Beendigung des Veranlagungsver-
fahrens und des erforderlichen Zeitaufwandes für 
eine ordnungsgemäße Prüfung der Selbstveranla-
gungen durch das Bundesamt angemessen. 

Zu Nummer 6 

Die Erweiterung der Meldepflicht schließt eine 
Regelungslücke. 

Die Normierung der Aufbewahrungspflicht trägt 
zur Rechtssicherheit bei den Auskunftspflichtigen 
bei. 

Zu Nummer 7 

Die Bußgeldvorschriften werden um den Tatbe-
stand der Verletzung von Aufbewahrungspflichten 
erweitert. 

C. Kernenergie 

Einzelbegründung 

Zu Artikel 4 (Siebentes Gesetz zur Änderung des 
Atomgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 7 Abs. 2a) 

Über das bisherige Konzept der Auslegung von Kern-
kraftwerken gegen Störfälle und der Maßnahmen des 
anlageninternen Notfallschutzes im Rahmen der nach 
dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderli-
chen Vorsorge gegen Schäden (Absatz 2 Nr. 3) hinaus 
erscheint es bei künftigen Reaktoren angesichts des 
fortschreitenden Standes von Wissenschaft und Tech-
nik sachgerecht, Vorsorgemaßnahmen gegen et-
waige, trotz der schon bislang praktizierten Schadens-
vorsorgemaßnahmen eintretende Ereignisse wie Un-
fälle mit Kernschmelze zu treffen. Die Beherrschung 
solcher schon nach dem bisherigen Konzept als 
extrem unwahrscheinlich anzusehenden Ereignisse 
wird durch den neuen Absatz 2 a zum Schutz der 
Allgemeinheit vorgeschrieben (Satz 1). Der neue 
Absatz 2 a fügt sich damit in die geltende Systema tik 
der Schadenvorsorge ein, die sich unterteilt in den 
Bereich der — stets drittschützenden — Gefahrenab-
wehr sowie den der grundsätz lich allgemeinschützen-
den Risikovorsorge, indem Satz 1 einen Teil der 
allgemeinschützenden Risikovorsorge umschreibt. 

Die Maßnahmen z. B. zur Beherrschung von Unfällen 
mit Kernschmelze müssen so beschaffen sein, daß es 
zur Überzeugung der Genehmigungsbehörde fest-
steht, daß es nicht zu Freisetzungen kommen wird, die 
einschneidende Maßnahmen zum Schutz vor der 
schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen wie eine 
Evakuierung erforderlich machen. Maßgeblich hier-
für ist, daß nach der Einschätzung der Genehmigungs-
behörde die in der Publikation Nr. 63 der Internatio-
nalen Strahlenschutzkommission, ICRP 63, sowie die 
von der deutschen Strahlenschutzkommission emp-
fohlenen unteren Eingreifrichtwerte für eine Eva-
kuierung nicht überschritten werden. 

Die neue Anforderung gilt nur für Reaktoren, die der 
Erzeugung von Elektrizität dienen (vgl. § 2 Abs. 1 
Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes), deren Haupt-
zweck also in der Stromerzeugung liegt (sogenannte 
Leistungsreaktoren) . 

Gemäß Satz 2 findet die neue Risikovorsorgeanforde-
rung keine Anwendung auf Kernkraftwerke, für die 
bis zum 31. Dezember 1993 wenigstens eine (be-
standskräftige) Teilgenehmigung erteilt worden ist; 
diese Reaktoren haben insofern Bestandsschutz, als 
Satz 1 bei ihnen nicht für etwaige weitere Teilgeneh-
migungen sowie für Änderungsgenehmigungen 
gilt. 
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Zu Nummer 2 (§ 9a Abs. 1) 

Die Neufassung des § 9 a Abs. 1 sieht abweichend vom 
bisherigen Vorrang der schadlosen Verwertung vor, 
daß radioaktive Reststoffe sowie ausgebaute oder 
abgebaute radioaktive Anlagenteile geordnet besei-
tigt werden können, selbst wenn sie schadlos verwer-
tet werden könnten. Dadurch soll insbesondere den 
Betreibern von Kernkraftwerken bei der Entsorgung 
bestrahlter Kernbrennstoffe eine Op tion zwischen 
zwei gleichrangigen Entsorgungswegen eröffnet wer-
den, die die sicherheitstechnischen Anforderungen 
des Atom- und Strahlenschutzrechts gleichermaßen 
erfüllen können. 

D. Kosten 

Die Maßnahmen nach Artikel 1 lösen unmittelbar 
keine Kosten aus. 

Durch die in Artikel 2 vorgesehene Erstreckung der 
Verstromungsabgabe auf das gesamte Bundesgebiet 
werden sich die Strompreise in den neuen Bundeslän-
dern um den jeweiligen länderspezifischen Abgaben-
satz erhöhen. Für einen durchschnittlichen Vier-
Personen-Haushalt liegt die durch die Abgabe 
bedingte Mehrbelastung im Jahre 1996 voraussicht-
lich bei rund einhundertfünf Deutsche Mark im Jahr. 
Für industrielle Stromverbraucher in den neuen Bun-
desländern beträgt die Mehrbelastung durchschnitt-
lich 1,5 Pfennige je Kilowattstunde. Hierdurch be-
dingte Erhöhungen der Produktpreise variieren je 
nach Stromkostenanteil und lassen sich im einzelnen 
nicht quantifizieren. 

In den alten Bundesländern ergeben sich bei einem 
gegenüber 1994 unveränderten durchschnittlichen 
Abgabensatz in Höhe von 8,50 vom Hundert keine 
zusätzlichen Strompreiserhöhungen aus den Festle-
gungen der Abgabensätze für die Jahre 1995 und 1996 
in den Artikeln 2 und 3. Im Jahre 1996 werden in den 
alten Bundesländern durch die Umstellung des 
Zuschußsystems, insbesondere den Wegfall des 
Selbstbehaltes der steinkohleverstromenden Kraft-
wirtschaft, die Stromkosten urn durchschnittlich rund 
0,6 Pfennig je Kilowattstunde sinken. Dies soll an die 
Stromverbraucher weitergegeben werden. Die Aus-
wirkungen auf die Preise der erzeugten Produkte 
werden je nach Stromkostenanteil unterschiedlich 
sein und sind im einzelnen nicht bezifferbar. 

Bund, Länder und Gemeinden sind von den Abgaben-
belastungen gemäß den Artikeln 2 und 3 als S trom-
verbraucher be troffen. 

Insgesamt lassen sich wegen der unterschiedlichen 
Entwicklung die Auswirkungen der Neuregelungen 
auf das Preisniveau insbesondere das Verbraucher-
preisniveau nicht abschätzen. 

Durch die Änderung des Atomgesetzes entstehen 
keine Kosten. 

E. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 665. Sitzung am 4. Fe-
bruar 1994 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset-
zes beschlossen, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf legt einseitig ein bestimmtes 
Strommarktvolumen für die westdeutsche Steinkohle 
fest und läßt andererseits den Einsatz des heimischen 
Energieträgers ostdeutsche Braunkohle im S trom-
bereich völlig offen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

I. 

Zum Beschluß des Bundesrates 

Die Bundesregierung hält an  ihrem Gesetzentwurf zur 
Sicherung des Einsatzes von Steinkohle in der Ver-
stromung und zur Änderung des Atomgesetzes fest. 
Sie hält eine Verabschiedung noch in dieser Legisla-
turperiode nach wie vor für dringend erforderlich. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates, daß der Gesetzentwurf einseitig ein 
bestimmtes Strommarktvolumen für die westdeutsche 
Steinkohle festlegt und dabei den Einsatz der ostdeut-
schen Braunkohle im Strombereich völlig offen läßt. 

Die Bundesregierung bekräftigt ihre im energiepoliti-
schen Gesamtkonzept von 1991 dargelegte Auffas-
sung, daß deutsche Stein- und Braunkohle auch 
künftig zu einer sicheren Energieversorgung beitra-
gen sollen. Angesichts der geologisch bedingten 
Wettbewerbsnachteile der deutschen Steinkohle ist es 
weiterhin erforderlich, ihren Absatz zur Verstromung 
durch Bereitstellung von Finanzmitteln zu unterstüt-
zen, wenn auch auf niedrigerem Niveau als bisher. 
Dies wird durch die vorgesehene Plafondierung und 
Degressivität des Subventionsvolumens erreicht. Die 
ostdeutsche Braunkohle kann dagegen aus eigener 
Kraft einen wettbewerbsfähigen Beitrag zur Energie-
versorgung leisten. 

Zwischen allen Beteiligten besteht Einvernehmen, 
daß die Privatisierung von Braunkohleunternehmen 
und des Verbundunternehmens VEAG kurzfristig 
abgeschlossen werden muß. Dies sichert den Einsatz 
ostdeutscher Braunkohle in der Verstromung. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die für 
den Braunkohleabsatz notwendigen Stromerzeu-
gungskapazitäten zügig errichtet werden. Sie erwar-
tet, daß die Unternehmen der Stromwirtschaft ihre 
Zusage einhalten, an  der Neubauplanung der Kraft-
werke in Ostdeutschland kapazitätsmäßig in vollem 
Umfange festzuhalten und alle wirtschaft lich vertret-
baren Möglichkeiten auszuschöpfen, um ostdeut-
schen Braunkohlestrom in Ost- und Westdeutschland 
abzusetzen. 

Die Bundesregierung fordert die Regierungen der 
neuen Bundesländer auf, alle Möglichkeiten der 
Energieaufsicht auszuschöpfen, um unter Berücksich-
tigung der Verständigungslösung zur Beendigung des 
Stromstreits ein angemessenes Verhältnis von kom-
munaler Stromeigenerzeugung und Braunkohlever

-

stromung in großen Kraftwerkseinheiten sicherzustel-
len. 

Zur Sanierung der Braunkohlealtlasten in Ostdeutsch-
land hat die Bundesregierung den be troffenen Län-
dern einen Beschlußvorschlag unterbreitet, der eine 
Fortsetzung der Finanzierungsregelung auch nach 
1997 mit maßgeblicher Beteiligung des Bundes (Volu

-

men bis 1997 siebeneinhalb Milliarden Deutsche 
Mark) auf Basis des Verwaltungsabkommens vom 
1. Dezember 1992 ermöglicht. 

Im Zusammenhang mit der gesetzlichen Festlegung 
des von 1997 an einzuführenden Systems des Mittel-
aufkommens wird die Bundesregierung eine stärkere 
Regionalisierung der Belastungen prüfen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
friedliche Nutzung der Kernenergie eine energiepoli-
tische Zukunftsoption darstellt und auch weiterhin 
einen wesentlichen Beitrag für die Stromversorgung 
in Deutschland leisten wird. Bei den energiepoliti-
schen Konsensgesprächen des Jahres 1993 bestand 
Übereinstimmung, nicht isolierte Lösungen für ein-
zelne Energieträger zu suchen, sondern Lösungen im 
Gesamtzusammenhang zu erreichen. Folgerichtig 
enthält der Gesetzentwurf im atomrechtlichen Teil 
Regelungen zu den zentralen Diskussionspunkten der 
Konsensgespräche. 

Die Einführung eines zusätzlichen Sicherheitsziels für 
künftige Reaktoren entspricht der stets verfolgten 
Politik, daß Sicherheit das oberste Gebot beim Einsatz 
der Kernenergie ist. Aufgabe der Industrie bleibt es, 
über konkrete Projekte zu entscheiden und die ent-
sprechenden sicherheitstechnischen Nachweise zu 
führen. Weitere Konkretisierungen dieses Sicher-
heitsziels erfolgen in Übereinstimmung mit der übli-
chen Regelungspraxis im technischen Sicherheits-
recht auf untergesetzlicher Ebene z. B. durch Leit-
linien. 

Die gesetzliche Zulassung der direkten Endlagerung 
gleichrangig neben der Wiederaufarbeitung setzt die 
in den Konsensgesprächen erzielte weitgehende 
Übereinstimmung um und eröffnet einen weiteren 
Entsorgungsweg. 

II. 

Modifizierung des Entwurfs der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nutzt die Gelegenheit dieser 
Gegenäußerung, zur Einführung der Verstromungs-
abgabe in den neuen Bundesländern im Jahre 1996 
und zur Verwaltungsvereinfachung der Abgaben-
erhebung bei Kleinanlagen, einschließlich erneuer-
barer Energien, folgende Ergänzungen ihres Gesetz-
entwurfs vorzuschlagen: 

1. An der Einbeziehung der neuen Bundesländer in 
das Finanzierungssystem hält die Bundesregie-
rung auch nach erneuter Prüfung aus den im 
Gesetzentwurf genannten Gründen fest. 

Die Einführung des vollen Abgabensatzes könnte 
mit Einschluß der Mehrwertsteuer in einzelnen 
neuen Bundesländern Strompreiserhöhungen von 
bis zu 10 vom Hundert auslösen. Deshalb ist eine 
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Übergangslösung angezeigt und verfassungsrecht-
lich vertretbar. Die Bundesregierung schlägt daher 
vor, im Jahre 1996 für das Beitrittsgebiet einen auf 
6,40 vom Hundert ermäßigten Abgabensatz festzu-
legen. 

Dies kann eine Inanspruchnahme des Kreditrah-
mens erforderlich machen. Die Abwicklung eines 
eventuellen Defizits wäre gemeinsam mit der 
gesetzlichen Festlegung des Finanzierungssystems 
für die Jahre 1997 bis 2000 zu regeln. 

2. Zur Verwaltungsvereinfachung sollte die Bagatell-
grenze für die Abgabenpflicht bei kleineren Anla-
gen zur Eigenstromerzeugung ab 1995 von einem 
Megawatt, bezogen auf das jeweilige Rechtssub

-

jekt, auf fünf Megawatt angehoben werden. Damit 
werden insgesamt 147 Unternehmen von der 
Abgabe freigestellt, darunter etwa 167 Einzelanla-
gen, in denen regenera tive Primärenergien einge-
setzt werden. Der zu erwartende Einnahmeausfall 
des Verstromungsfonds liegt mit jährlich acht Mil-
lionen Deutsche Mark in vertretbarem Rahmen. 

Die Forderung nach einer generellen Freistellung 
der erneuerbaren Energien von der Abgabe geht 
von der unrichtigen Annahme aus, daß die Abga-
benpflicht bei der Stromerzeugung ansetzt. Die 
Abgabentatbestände des Dritten und des Entwurfs 
zum Vierten Verstromungsgesetz knüpfen aber 
— abgesehen vom Sonderfall der Erzeugung für 
den Eigenverbrauch — an  die Belieferung von 
Endverbrauchern an. Die Einspeisung auf regene-
rativer Basis erzeugten Stroms in das öffentliche 
Netz ist kein abgaberelevanter Vorgang. Damit 
belastet die Abgabenerhebung die Stromerzeu-
gung mittels regenerativer Energien insoweit 
nicht. 

III. 

Formulierungsvorschläge 

Die Bundesregierung schlägt daher folgende Ände-
rungen ihres Entwurfs vor: 

1. In Artikel 2 § 4 werden die Absätze 1, 2, 4 und 5 wie 
folgt neu gefaßt: 

„ (1) Die Mittel des Sondervermögens werden 
durch eine Verstromungsabgabe aufgebracht. 
Diese wird für das Kalenderjahr 1996 im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis 
zum 3. Oktober 1990 auf 8,50 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlagen nach Absatz 3 festgesetzt. 
Für das Beitrittsgebiet wird die Verstromungsab-
gabe auf 6,40 vom Hundert der Bemessungsgrund-
lagen nach Absatz 3 festgesetzt. 

(2) Schuldner der Abgabe sind die Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen, die Elektrizität an End-
verbraucher im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
liefern, sowie Eigenerzeuger von Elektriziät, 
soweit sie diese selbst verbrauchen. Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen sind auch insoweit Ab-
gabeschuldner, als sie bezogenen und nicht bereits 
mit Abgabe belasteten oder eigenerzeugten S trom 
selbst verbrauchen. Die Abgabe wird nicht erho

-

ben bei Eigenerzeugern von Elektrizität, deren 
Erzeugungsanlagen insgesamt eine Nennleistung 
von nicht mehr als fünf Megawatt aufweisen. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft hat 
durch Rechtsverordnung den in Absatz 1 Satz 2 
genannten Prozentsatz für die aus der Lieferung 
von Elektrizität an Endverbraucher in den einzel-
nen Ländern erzielten Erlöse nach Maßgabe des 
Absatzes 5 abzuwandeln. 

(5) Bei Elektrizitätsversorgungsunternehmen ist 
der Prozentsatz nach Absatz 1 Satz 2 für die aus der 
Lieferung von Elektrizität an  den Endverbraucher 
in dem jeweiligen Land erzielten Erlöse nach 
folgender Formel abzuwandeln: 

PL= PxDBD  
L 

Dabei bedeuten: 

PL = den Prozentsatz der Verstromungsabgabe der 
für die Lieferungen von Elektrizität an  Endverbrau-
cher in dem einzelnen Land erzielten Erlöse, 

P = den Prozentsatz nach Absatz 1 Satz 2, 

DB = den Durchschnittserlös je Kilowattstunde, den 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus Lie-
ferung von Elektrizität an  Endverbraucher im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschl and nach dem 
Stand bis zum 3. Oktober 1990 im Kalenderjahr 
1994 erzielt haben. 

DL = den Durchschnittserlös je Kilowattstunde, den 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus Lie-
ferung von Elektrizität an Endverbraucher in dem 
einzelnen Land im Kalenderjahr 1994 erzielt 
haben. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat die sich 
danach für die einzelnen Länder ergebenden Pro-
zentsätze in der Rechtsverordnung nach Absatz 4 
festzulegen; die Prozentsätze sind dabei auf eine 
Stelle hinter dem Komma zu runden." 

2. Artikel 2 § 6 wird wie folgt neu gefaßt: 

,§ 6 

Weitergabe der Belastung 

(1) Beruht die Lieferung von Elektrizität an 
Endverbraucher auf einem Vertrag, der vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen wor-
den ist, so kann das Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen im Falle der erstmaligen Festsetzung der 
Abgabe eine Anhebung des Entgelts für die Elek-
trizitätslieferung verlangen, für die die erstmalig 
festgesetzte Abgabe zu entrichten ist. Die Anhe-
bung darf bei einer erstmaligen Festsetzung der 
Abgabe den nach § 4 Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 5 
maßgebenden Prozentsatz nicht überschreiten. 

(2) Die sich aus der Abgabe ergebende Belastung 
des Endverbrauchers gilt bis zur Höhe des nach § 4 
Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 5 maßgebenden Prozent-
satzes nicht als Bestandteil der Preise im Sinne der 
Bundestarifordnung Elektrizität vom 18. Dezember 
1989 (BGBl. I S. 2255). 
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(3) Gibt das Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men die sich aus der Abgabe ergebende Belastung 
an Endverbraucher weiter, so sind der nach § 4 
Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 5 maßgebende Prozentsatz 
und der absolute Betrag der Belastung unter der 
Bezeichnung „Verstromungsabgabe zur Siche-
rung der Elektrizitätsversorgung nach dem Vierten 
Verstromungsgesetz" in den Rechnungen über 
Elektrizitätslieferungen gesondert auszuweisen.' 

3. Artikel 3 wird um folgende Nummer 2a ergänzt: 

,2a. § 8 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausgleichsabgabe wird nicht erhoben 
bei Eigenerzeugern von Elektrizität, deren 

Erzeugungsanlagen insgesamt eine Nennlei-
stung von nicht mehr als fünf Megawatt auf-
weisen." ' 

4. Artikel 5 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 Nr. 2a tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft."  








